


Potsdamer Analysen - Politik in Theorie und Empirie 
Nr. 1 (2001) 

Viktoria Kaina 

Machtpotentiale im vereinten Deutschland -
Prinzip der Volkssouveränität in Gefahr? 

Eine Erwiderung auf Kai-Uwe Schnapp und Christian Welzel 
im 19. Leviathan-Sonderheft (2000) 

Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät 
Professur für Regierungssystem der Bundesrepublik Deutschland / Innenpolitik 



Die Deutsche Bibliothek - CIP-Einheitsaufhahme 

Kaina, Viktoria: 
Machtpotentiale im vereinten Deutschland - Prinzip der Volkssouveränität in Gefahr? : eine 
Erwiderung auf Kai-Uwe Schnapp und Christian Welzel im 19. Leviathan-Sonderheft (2000) 
/ Viktoria Kaina. Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät, Professur für 
Regierungssystem der Bundesrepublik Deutschland/Innenpolitik. - Potsdam : Univ.-
Bibliothek, Publ.-Stelle, 2001 
(Potsdamer Analysen ; Nr. 1) 
ISBN 3-935024-33-9 

Universität Potsdam, 2001 

Herausgeber: Wirtschafts- und Sozialwissenschaftliche Fakultät 
Professur für Regierungssystem 
der Bundesrepublik Deutschland / Innenpolitik 
Postfach 60 15 53 
14415 Potsdam 
Telefon: +49 (0)331 977 3340 
Telefax: +49 (0)331 977 3291 
e-mail: kaina@rz.uni-potsdam.de 
Internet: www.uni-potsdam.de 

Redaktion: 

Vertrieb: 

Dipl.-Pol. Viktoria Kaina 

Universitätsbibliothek 
Publikationsstelle 
Postfach 60 15 53 
14415 Potsdam 
Fon +49 (0) 331 977 4517 / Fax 4625 
e-mail: publikationen@,info.ub.uni-potsdam.de 
http://info.ub.uni-potsdam.de/publika/publika.htm 

Druck Audiovisuelles Zentrum der Universität Potsdam 

ISBN 
ISSN 

3-935024-33-9 
1618-7520 

Dieses Manuskript ist urheberrechtlich geschützt. Es darf ohne vorherige Genehmigung der 
Autorin nicht vervielfältigt werden. 



. Einleitung* 

„Wohin steuert das politische System?" fragen Kai-Uwe Schnapp und Christian Welzel im 

jüngsten Leviathan-Sonderheft und richten ihr zentrales Erkenntnisinteresse auf die 

institutionelle Machtstruktur im vereinten Deutschland (Schnapp/Welzel 2000, S. 328). Auf 

der Basis einer jeweils als Vollerhebung durchgeführten Befragung gesellschaftlicher 

Führungskräfte im Jahr 1972 und 1995 antworten die beiden Autoren zunächst mit der 

Feststellung, daß sich die Machtgewichte im politischen System der Bundesrepublik im 

Zeitverlauf „zum Teil dramatisch verschoben haben" (S. 328). Dieses Urteil begründen sie im 

weiteren mit drei zentralen Befunden ihrer Untersuchung, die sie in den Kontext der 

empirisch orientierten Demokratieforschung stellen. Danach könnten Legitimität und 

Effektivität als normative Maßstäbe für die Machtstruktur eines demokratisch verfaßten 

politischen Systems gelten (S. 329). Die Bedingungen aber, unter denen sich Legitimität und 

Effektivität in einer institutionalisierten demokratischen Machtstruktur herstellen und sichern 

lassen, sind dynamischen Veränderungsprozessen unterworfen, auf die politische Systeme im 

Interesse ihrer Bestandserhaltimg mit Anpassung zu reagieren versuchen. 

Vor diesem demokratietheoretischen Hintergrund stellen Schnapp und Welzel erstens fest, 

daß die von ihnen beobachteten Verschiebungen zu einer „breiteren Verteilung der Macht auf 

die Institutionen und Akteure" (S. 328) geführt haben. Diesen Trend halten sie unter 

Effektivitätsgesichtspunkten für unproblematisch. Mit Bezug auf das Kriterium 

demokratischer Legitimität kommen sie jedoch zu einem anderen Urteil. Denn ihre 

Untersuchungsergebnisse sollen zweitens zeigen, daß sich die Machtpotentiale in ihrer 

Richtung „weg von den Trägerinstitutionen des Repräsentativsystems" hin zu Institutionen an 

der Peripherie oder gar „außerhalb des demokratischen Legitimationszusammenhangs" 

bewegen (S. 329). Diese Entwicklung jedoch steht nach Auffassung der Autoren im 

Widerspruch zu den Wünschen der Bevölkerung, was sie drittens mit den Daten einer 

repräsentativen Bevölkerungsbefragung im Jahr 1995 belegen. Insbesondere aus dem 

letztgenannten Befund ihrer Analysen schlußfolgern Schnapp und Welzel einen gestiegenen 

institutionellen Reformbedarf, der aus einer gewachsenen Diskrepanz zwischen politischer 

Struktur und politischer Kultur resultiere (S. 329). 

* Für die kritische Durchsicht einer ersten Fassung dieses Beitrages danke ich Franziska Deutsch und Manuela 
Pötschke. 
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Zweifellos verdient die Absicht der Autoren, zentrale normative Postulate der 

Demokratietheorie mit empirischer Substanz zu füllen, uneingeschränkt Würdigung. Denn 

einerseits belegen empirische Befunde einen beispiellosen Siegeszug der Idee der 

Demokratie, weil inzwischen ein beeindruckend großer Teil der Weltbevölkerung zu ihren 

Anhängern zählt (vgl. Klingemann 1999). Andererseits lassen sich in den jungen Demokratien 

zum Teil große Unterstützungsdefizite für die jeweils implementierte Form der Demokratie 

beobachten (vgl. z.B. Klingemann 1999; Schmitt-Beck 2000). Und auch in den etablierten 

Demokratien der OECD-Welt wächst offenbar die Zahl der „unzufriedenen Demokraten" 

(Klingemann 1999), die zwar mehrheitlich die Demokratieidee unterstützen, mit der Gestalt 

der demokratischen Ordnung im eigenen Land jedoch unzufrieden sind (vgl. Norris 1999). 

Der internationale Fachdiskurs erlebt daher nach den Legitimitäts- und 

Unregierbarkeitsdebatten der 1960er und '70er Jahre einen Neuaufschwung in der 

Politischen-Kultur-Forschung, der sich unter anderem an den Ursachen und Hintergründen für 

die zum Teil wachsende Kritikbereitschaft der Bürgerinnen und Bürger in den etablierten 

Demokratien interessiert zeigt (vgl. z.B. Norris 1999; Pharr/Putnam 2000). Zweifellos 

könnten in diesem Zusammenhang auch empirische Analysen zur Legitimität und Effektivität 

institutioneller Machtstrukturen in Demokratien interessante Aufschlüsse bieten. 

Einige der Befunde und Schlußfolgerungen, die Schnapp und Welzel in ihrer Untersuchung 

präsentieren, sind allerdings zu hinterfragen. Die Kritik richtet sich dabei weniger auf den 

demokratietheoretischen Rahmen der empirischen Analyse. Wenngleich auch hier das eine 

oder andere Fragezeichen zu plazieren wäre, weil zum Beispiel Legitimität und Effektivität 

allem Anschein nach als analytisch gleichrangige Kriterien einer demokratischen Ordnung 

betrachtet werden. Oder weil nicht offengelegt wird, mit welchem Machtbegriff die Autoren 

operieren. Viel mehr aber noch stehen die Datenauswertung selbst und die Interpretation der 

Befunde zur Debatte, worauf sich die vorliegende Replik konzentrieren will.1 

Mit Hilfe einer Reanalyse der Elite- und Bevölkerungsdaten von 1995 wird nachgewiesen, 

daß die Antworten der Befragten nach ihrer jeweiligen Herkunft aus den alten oder neuen 

Bundesländern variieren. Wenn diese Differenzen im Zeitverlauf berücksichtigt werden, 

decken sich die Ergebnisse nicht in jedem Fall mit den von Schnapp und Welzel 

hervorgehobenen Befunden. Vor allem die Behauptung, daß sich Macht im 

1 Die anonymisierten Datensätze, die den folgenden Befunden zu Grunde liegen, sind im Zentralarchiv für 
Empirische Sozialforschung in Köln archiviert: für die Elitestudie 1972 ZA-Nr. 0796, Westdeutsche 
Führungsschicht; für die Potsdamer Elitestudie 1995 ZA-Nr. 2881/2882, Elite/Bevölkerung. 

2 



Institutionensystem der Bundesrepublik von den Trägerinstitutionen des parlamentarischen 

Repräsentativsystems weg in die Randbereiche oder nach außerhalb des demokratischen 

Legitimationszusammenhangs verschoben hat, muß revidiert werden. Dieser Nachweis wird 

im dritten Kapitel erbracht. Danach wird in Frage gestellt, ob die von den Autoren entdeckten 

Legitimitätsdefizite bezüglich der institutionellen Machtstruktur des vereinten Deutschlands 

auf Basis der repräsentativen Bevölkerungsbefragung 1995 empirisch belegt werden können. 

Diese Skepsis basiert im wesentlichen auf Zweifeln an der Validität des verfügbaren 

Meßinstrumentes. Abschließend wird begründet, warum Forderungen nach institutionellen 

Strukturreformen, wie sie Schnapp und Welzel auf Basis ihrer Befunde erheben, zumindest 

der Relativierung bedürfen. 

 Kritik an Operationalisierung und Methode 

Zum Ausgangspunkt ihrer empirischen Analysen wählen Schnapp und Welzel drei zentrale 

Schlußfolgerungen zur institutionellen Machtstruktur in Deutschland, die sich ihrer 

Auffassung nach aus Befunden der einschlägigen Forschungsliteratur destillieren lassen. 

Danach zeichne sich das politische System der Bundesrepublik erstens durch eine 

„zunehmend polyzentrische und in wachsendem Maße auf Verhandlungsmechanismen 

ausgerichtete Machtstruktur aus" (S. 334). Gleichzeitig werde jedoch das Prinzip der 

Volkssouveränität gefährdet, weil zweitens die Politik Macht an die Wirtschaft verliere und 

drittens die Repräsentationsorgane innerhalb der Politik an Macht eingebüßt hätten (S. 334). 

Als Meßinstrument für Macht dient den Autoren die Frage an Mitglieder der Führungsschicht 

im Jahr 1972 und 1995, wie sie die politische Einflußstärke standardisiert vorgegebener 

Akteure einschätzen. Analysiert werden demnach Perzeptionen von Führungskräften, deren 

Antworten lediglich Informationen über die bundesdeutsche Struktur der Macbtreputation 

liefern könnten. Obwohl Netzwerke der Machtreputation nach Pappi (1995) ein wesentliches 

Element von Machstrukturen darstellen, bilden sie jedoch kein hinreichendes, sondern nur ein 

notwendiges Kriterium für empirisch fundierte Schlußfolgerungen über Machstrukturen 

demokratischer Gesellschaften. 

Allerdings ist der Stimulus in der Frageformulierung der verwendeten Daten darauf gerichtet, 

über wieviel politischen Einfluß die genannten Akteure nach Auffassung der Befragten 
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verfugen. Analytisch ist politischer Einfluß aber von politischer Macht zu unterscheiden. 

Denn geht es in dem einen Falle darum, Interessen gegen Widerstreben anderer im politischen 

Prozeß zur Geltung zu bringen, ist im anderen Falle auf das Recht verwiesen, 

allgemeinverbindliche Entscheidungen gegen Widerstand durchzusetzen (vgl. Weber 1980, S. 

28; Rohe 1994, S. 84). Man wird in Rechnung stellen, daß erfolgreiche politische 

Einflußnahme in Abhängigkeit bestimmter Ressourcen steht, die sich als gesellschaftliche 

Macht konkretisieren, so daß sich Macht als Oberbegriff postulieren läßt. Dennoch 

verwirklicht sich politische Macht in einer spezifischen sozialen Beziehung, indem sie ein 

Herrschaftsverhältnis konstituiert. Konsequenterweise unterscheidet denn auch Pappi (1995) 

bei der Analyse von Machtstrukturen einer demokratischen Gesellschaft zwischen 

Netzwerken der Machtreputation, die als Operationalisierung der Herrschaftsdimension 

dienen, und Informationsnetzwerken zur Operationalisierung der Einflußdimension. 

Es kann von Schnapp und Welzel daher mit zweifacher Begründung erwartet werden, daß sie 

ihren Machtbegriff offenlegen. Erstens aufgrund demokratietheoretischer Erwägungen bei der 

Interpretation ihrer Befunde, und zweitens, um ihre Operationalisierungsbasis für Dritte 

nachvollziehbar festzulegen. Insofern irritiert nicht nur die Diktion der Verfasser, wenn sie 

von Veränderungen in der Struktur der Machtreputation wie selbstverständlich auf einen 

Wandel in der institutionellen Machtstruktur der Bundesrepublik schließen. Die Frage ist 

auch, ob die von Schnapp und Welzel zum Ausgangspunkt gewählten Überlegungen 

überhaupt mit einem Meßinstrument zur Analyse von Wahrnehmungen empirisch untersucht 

werden können. 

Von dieser Skepsis einmal abgesehen, scheinen mir drei Aspekte der Analyse besonders 

problematisch. Zum einen ist es die Tatsache, daß als Vergleichsgruppe zu den 

Elitemitgliedern von 1972 von vornherein alle Befragten der gesamtdeutschen 

Führungsschicht im Jahr 1995 gewählt werden, also einschließlich der Funktionseliten 

ostdeutscher Herkunft. Dieses Vorgehen erstaunt um so mehr, als Schnapp und Welzel selbst 

feststellen (S. 335: FN 1), daß die noch 1972 zu beobachtende hohe Übereinstimmung in den 

Wahrnehmungen der Führungskräfte in diesem Ausmaß 1995 nicht mehr beobachtet werden 

2 Die Frage lautete: „Ich lese Ihnen eine Reihe von Akteuren unseres politischen Systems vor. Wir möchten 
gerne wissen, wie hoch Sie deren aktuellen Einfluß auf die Politik in der Bundesrepublik einschätzen. Bitte 
nehmen Sie dazu wieder die Skala von 1-7. Der Wert 1 bedeutet ,sehr geringer', der Wert 7 bedeutet ,sehr 
hoher Einfluß'." Zur Fragebogendokumentation vgl. Bürklin, Rebenstorf u.a. 1997, S. 461 ff, hier S. 476. 

3 Pappi (1995) benennt drittens Koalitionsnetzwerke, die als Operationalisierung für die Zusammenarbeit in 
Koalitionen dienen sollen. 
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kann. Sie führen die auftretenden Differenzen auf Positionseliten aus den Reihen der PDS 

zurück, bleiben den konkreten Nachweis dafür jedoch schuldig. 

Zum zweiten muß unter statistischen Gesichtspunkten gefragt werden, wieso die Autoren für 

den Zeitvergleich auf mittelwertbasierte Rangplätze in den Einschätzungen der befragten 

Eliten zurückgreifen, um Veränderungen in der Wahrnehmungsstruktur zu belegen. 

Verschiebungen in der Rangordnung bleiben ohne Bedeutung, wenn sie nur vage zu 

interpretieren sind. Dieses Problem verschärft sich sogar, wenn Schnapp und Welzel erstens 

für identische Mittelwerte unterschiedliche Rangplätze vergeben und diese etwas beliebig 

anmutende Rangordnung auch nicht zu begründen wissen (S. 336). Und wenn sie es -

zweitens - bei der Erhebung aus dem Jahr 1995 mit einer Batterie von 25 Akteuren zu tun 

haben statt wie noch 1972 mit 19. Entscheidender dürften jedenfalls die zwischen beiden 

Erhebungszeitpunkten beobachtbaren Abweichungen in den Mittelwerten sein. Allein diese 

quantifizierbaren Veränderungen zwischen 1972 und 1995 gestatten Aussagen darüber, ob die 

zur Einschätzung stehenden Akteure in Wahrnehmung der befragten Eliten 1995 knapp 25 

Jahre später über vergleichsweise mehr oder weniger politischen Einfluß verfügen als in der 

Perzeption der Elitemitglieder im Jahr 1972. Dabei ist besser noch der Vergleich z-

standardisierter Mittelwerte empfohlen, weil sie Extremwerte, sogenannte statistische 

Ausreißer, unberücksichtigt lassen. 

Zum dritten versäumen es die Autoren, die Kriterien festzulegen, welcher Akteur jeweils zu 

den „Gewinnern" und „Verlierern" der beobachteten Machtverschiebungen gerechnet werden 

kann. Dieses Defizit ist keinesfalls trivial, wenn Schnapp und Welzel feststellen, daß Akteure 

vor allem aus dem ökonomischen Bereich zuungunsten politischer Repräsentationsorgane an 

politischem Einfluß „gewonnen" haben. Einerseits scheinen Rangverbesserungen implizit mit 

„Gewinn" und Rangverschlechterungen mit „Verlust" gleichgesetzt zu werden. Andererseits 

wird jedoch eingeräumt, daß die Akteure von Bundesregierung und Bundestag, die ihre Plätze 

in Wahrnehmung der 1995 befragten Eliten behaupten konnten, im Vergleich zum ersten 

Erhebungszeitpunkt nur noch geringen Abstand zu einigen anderen einflußreichen Akteuren 

haben. Was die Autoren mit dieser Feststellung letztlich sagen wollen und wie sie sich in der 

Konstellation von Gewinnern und Verlierern bewerten läßt, bleibt der Phantasie der Leser 

überlassen. Darüber hinaus wird erneut deutlich, warum es problematisch ist, 

Schlußfolgerungen dieser Art auf mittelwertbasierte Rangfolgen zu stützen. Denn im 

Vergleich zu Bundesregierung, Bundestag und Parteien schätzten die 1972 befragten 

Elitemitglieder alle anderen Akteure im Durchschnitt deutlich weniger einflußreich ein. Das 
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aber heißt, daß auch die Chancen auf Rangplatzverbesserungen im Jahr 1995 bei allen 

anderen Akteuren in dem Maße größer waren, in dem auf der siebenstufigen Bewertungsskala 

für Mittelwertveränderungen nach oben mehr Spielraum blieb. 

Obwohl das Vorgehen der Autoren in der Anwendung der statistischen Verfahren einige 

Fragen aufwirft, kann es hier nur mit Verwunderung zur Kenntnis genommen werden, weil 

eine Methodendiskussion nicht im Mittelpunkt dieser Replik stehen soll. Die nachfolgenden 

Analysen orientieren sich daher im wesentlichen an dem von Schnapp und Welzel gewählten 

Weg. Entsprechend dokumentiert Tabelle 1 die durchschnittlichen Einschätzungen der 

befragten Elitemitglieder im Jahr 1972 und 1995, wieviel politischen Einfluß die aufgeführten 

Akteure ihrer Meinung nach haben. Dabei bleiben jedoch für den unmittelbaren Zeitvergleich 

alle Akteure unberücksichtigt, die 1972 noch nicht Gegenstand der Bewertung waren. 

Zusätzlich werden die Befragten von 1995 nach ihrer Herkunft aus den alten oder neuen 

Bundesländern differenziert und in der letzten Spalte der Tabelle alle PDS-Eliten aus der 

Gruppe der ostdeutschen Positionsinhaber ausgeschlossen. Darüber hinaus werden in 

Abweichung von der Darstellung, die Schnapp und Welzel wählten, für identische 

Mittelwerte auch gleiche Rangplätze vergeben. Damit soll eine willkürliche Rangeinstufung 

bei identischen Durchschnittseinschätzungen vermieden werden. 

Als „Gewinner" sollen nur Akteure angesehen werden, bei denen sich die Mittelwerte in der 

jeweiligen Einflußeinschätzung zwischen 1972 und 1995 nach oben verschoben haben. 

Gleiches gilt für „Verlierer" vice versa. Dabei sei jedoch nochmals betont, daß es sich bei 

diesen Akteuren nur um Gewinner oder Verlierer in dem Sinne handeln kann, als sie ihre 

Position in der Struktur der Machtreputation entweder verbessern oder nicht verteidigen 

konnten. Unter Machtreputation soll in Abweichung von Pappi (1995) im folgenden eine 

Wahrnehmungsstruktur verstanden werden, die sich nicht ausschließlich auf die Abbildung 

der Herrschaftsdimension einer institutionalisierten Machtstruktur bezieht. Mit Rücksicht auf 

die zur Verfügung stehenden Daten soll Machtreputation auf einen allgemeinen Machtbegriff 

bezogen sein, der sowohl politische Macht als auch politische Einflußnahme qua 

gesellschaftlicher Macht umfaßt. Freilich ist die analytische Unterscheidung in der 

Interpretation der Ergebnisse zu berücksichtigen. 

Wie aber sind die Befunde in der Summe zu bewerten? Läßt sich eine Entmachtung der 

Politik beobachten und droht gar das Prinzip der Volkssouveränität tatsächlich Schaden zu 
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nehmen? Die im folgenden präsentierten Ergebnisse wecken zum Teil erhebliche Zweifel an 

den von Schnapp und Welzel vorgetragenen Interpretationen. 

. Droht die Entmachtung der Politik? 

Trotz dieser Zweifel, die im folgenden zu untermauern sind, steht am Beginn meiner 

Argumentation ein Befund, der mit einem zentralen Ergebnis von Schnapp und Welzel 

zweifellos übereinstimmt: die Struktur der Machtreputation stellt sich in den Antworten der 

1995 befragten Führungskräfte deutlich als polyzentrische Struktur dar. Das gilt für die 

Führungsschicht im vereinten Deutschland generell, also unabhängig davon, ob ihre 

Mitglieder ost- oder westdeutscher Herkunft sind. Diese Feststellung basiert nicht nur auf der 

Tatsache, daß in der durchschnittlichen Einschätzung der befragten Führungskräfte 1995 weit 

mehr Akteure im oberen Skalenbereich angesiedelt werden. Gemessen an den jeweiligen 

Mittelwertdifferenzen zwischen beiden Erhebungszeitpunkten können auch beinahe alle 

Akteure als Gewinner bezeichnet werden, wenngleich das in unterschiedlich starkem Maße 

gilt. 

Anders als noch 1972 hat nach der durchschnittlichen Ansicht der Befragten in der 

„Potsdamer Elitestudie" also eine größere Zahl an Akteuren den Ruf, Politik stark 

beeinflussen zu können. Wie ist das zu interpretieren, wenn davon ausgegangen werden kann, 

daß die Struktur der Machtreputation ein Resultat von Perzeptionen ist? Soll es darum gehen, 

eigene Interessen im politischen Prozeß zur Geltung zu bringen, sehen sich die Mitglieder der 

Führungsschicht im vereinten Deutschland offenbar nicht mehr nur auf die politischen Eliten 

der Bundesregierung, des Bundestages und der politischen Parteien angewiesen. Statt dessen 

scheinen sie in ihrer Wahrnehmung mit einer breiten Gruppe an potentiellen Konkurrenten 

und Verbündeten konfrontiert zu sein, die eigene Handlungsspielräume strukturieren und die 

Notwendigkeit von Koordination und Kooperation definieren. Insofern kann Schnapp und 

Welzel durchaus zugestimmt werden, wenn sie in diesem Befund ein empirisch bestätigtes 

Indiz dafür sehen, daß die bundesdeutsche Machtstruktur in zunehmendem Maße 

polyzentrisch ist, was die wachsende Abhängigkeit von Verhandlungsmechanismen als modus 

operandi politischer Entscheidungsfindung begründen dürfte. 

Unter £^e^'vzYätogesichtspunkten betrachten die Autoren diese Entwicklung als 

unproblematisch, weil sie als Anpassungsleistung des politischen Systems an veränderte 
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Rahmen- und Umweltbedingungen gedeutet werden kann. Ob dieser Wandel aber mit dem 

Kriterium demokratischer Legitimität vereinbar ist, wollen Schnapp und Welzel davon 

abhängig machen, in welche Richtung sich der Prozeß der Machtstreuung bewegt hat. 

Legitimitätsdefizite befürchten sie konkret dann, wenn Machtdispersion zu Lasten des 

Souveräns und seiner Vertretungsorgane geht und sich in geschlossene Expertendomänen 

außerhalb des parlamentarischen Repräsentationszusammenhangs verlagert, womit sie neben 

Akteuren aus der Wirtschaft auch Verfassungsgericht und Bundesbank meinen (S. 339f). 

Damit offenbaren die Autoren allerdings ein eher minimalistisches Demokratieverständnis, 

das die Bedeutung verfassungsstaatlicher Normierungen weitgehend ausblendet. Jüngere 

Erkenntnisse der empirischen Demokratietheorie machen deutlich, daß diese Komponente ein 

unverzichtbares Kriterium politischer Systeme demokratischen Charakters ist. So 

unterscheidet etwa Diamond (1996) zwischen Wahldemokratien und liberalen Demokratien, 

die von Dahl (1971, 1989, 1998) auch Polyarchien genannt werden.4 Letztere gewährleisten 

im Unterschied zu Wahldemokratien nämlich nicht allein den Einsatz einer 

rechenschaftspflichtigen Regierung und eines parlamentarischen Repräsentationsorgans über 

das Institut demokratischer Wahlen, sondern darüber hinaus verfassungsrechtlich verankerte 

Sicherheiten der Machtbegrenzung und unabhängigen Gerichtsbarkeit sowie für individuellen 

Grundrechts- und Minderheitenschutz. Liberale Demokratien sind also immer auch 

konstitutionell gebundene, rechts- und verfassungsstaatliche Demokratien (vgl. u.a. Friedrich 

1953; Collier/Levitsky 1997; Huntington 1997; Schmidt 1998; Diamond 1999; Merkel 1999). 

Daher muß man Schnapp und Welzel in der Interpretation ihrer Befunde nicht ohne weiteres 

folgen, wenn die Qualität einer demokratischen Ordnung auch daran gemessen wird, 

inwieweit Macht in einer gegebenen Gesellschaft diffundiert und wenn eine funktionierende 

Demokratie als eine konstitutionell begrenzte Herrschaftsordnung begriffen wird, in der ein 

System von „checks and balances" implementiert ist, das Machtmonopolisierung durch 

Gegengewichte verhindert.5 Gegenmajoritäre Institutionen können in einer konkreten 

Demokratie vielgestaltig normiert sein, indem sie eben nicht nur auf den Souverän bezogen 

4 Inzwischen kann die Forschung auf eine ganze Palette von Adjektiv-Begriffen zur Beschreibung von 
Demokratien jenseits der OECD-Welt verweisen (vgl. u.a. O'Donnell 1994; Collier/Lewitsky 1997; Zakaria 
1997; Merkel/Croissant 2000; Croissant/Thiery 2000). 

5 Merkel (1999) gebraucht den Begriff der „funktionierenden Demokratien" in Abgrenzung zu „defekten 
Demokratien", die sich beispielsweise als „exklusive", „illiberale" oder „Domänendemokratie" von liberalen 
rechtsstaatlichen Demokratien in wesentlichen Funktionskriterien unterscheiden. Vgl. auch Croissant/Thiery 
(2000), Merkel/Croissant (2000). 
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sind, beispielsweise in Form direktdemokratischer Einflußoptionen. Je nach Demokratietyp 

kennen demokratische politische Systeme auch andere Machtbalancen, wie sie in der 

Bundesrepublik exemplarisch in Verfassungsgerichtsbarkeit und bundesstaatlicher 

Kompetenzverteilung konkretisiert sind. 

Vor diesem Hintergrund fragt man sich verwundert, warum Schnapp und Welzel nicht zur 

Kenntnis nehmen, daß 1995 in Übereinstimmung ost- und westdeutscher Eliten diejenigen 

Akteure über eine besonders große Machtreputation verfügen, die im Grundgesetz dafür auch 

vorgesehen sind. Außer Bundestag und Bundesregierung sind es neben den mit 

Verfassungsprivileg ausgestatteten politischen Parteien der Bundesrat, das 

Bundesverfassungsgericht und die Bundesbank. Daß insbesondere Bundesverfassungsgericht 

und Bundesrat im Vergleich zu den Auffassungen von 1972 an Reputation gewonnen haben, 

kann sogar als Ausdruck funktionierender implementierter Strukturen gewertet werden. Für 

diese Interpretation spricht darüber hinaus, daß mit Bundesregierung und Bundestag 

diejenigen politischen Akteure an der Spitze der Reputationshierarchie angesiedelt werden, 

denen im Verfassungsgefüge der Bundesrepublik politische Macht übertragen ist. 

In einem unauflösbaren normativen Zusammenhang mit dem Recht allgemeinverbindlicher 

Entscheidungsfindung steht in Demokratien jedoch die Pflicht der Regierenden, ihre 

Entscheidungen regelmäßig vor dem Wählerwillen zu verantworten und für parlamentarische 

Kontrolle offen zu halten. Wie steht es daher mit der Behauptung der Autoren, daß innerhalb 

der Politik besonders die Akteure des parlamentarisches Repräsentationszusammenhangs zu 

den Verlierern in der Struktur der Machtreputation gehören? Meiner Ansicht nach kann diese 

Schlußfolgerung mit den vorliegenden Befunden nicht belegt werden. Der Bundestag als 

bedeutendste Legitimations- und Entscheidungsinstanz der Bundesrepublik gehört auch in der 

Perzeption der 1995 befragten Elitemitglieder zu den mächtigsten, das heißt politisch 

einflußreichsten Akteuren und hat im Vergleich zu 1972 sogar noch leicht an Reputation 

gewonnen. Schnapp und Welzel versuchen ihr Argument vor allem damit zu belegen, daß die 

politischen Parteien und Landesparlamente zu den Verlierern zu zählen sind (S. 339). Aber 

gemessen an den Mittelwertdifferenzen zwischen 1972 und 1995 haben die politischen 

Parteien ihren Platz in der Struktur der Machtreputation behauptet. Und für die Landtage als 

politische Akteure lassen sich überhaupt keine Aussagen dieser Art treffen, weil sie in der 

Befragung von 1972 gar nicht zur Bewertung standen. Offenbar handelt es sich um ein 

Versehen der Autoren, das wahrscheinlich auf einer Verwechslung der Landesparlamente 

1995 mit den Landesregierungen 1972 beruht. 
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Alles in allem kann jedenfalls keine Rede davon sein, daß die Akteure des parlamentarischen 

Repräsentations- und Legitimationszusammenhangs in den Wahrnehmungen der 

Funktionseliten von 1995 im Vergleich zu 1972 besonders deutlich an politischem Einfluß 

verloren hätten. Damit sollen keineswegs die in der Parlaments- und Föderalismusforschung 

geführten Diskussionen um den drohenden Einflußverlust der Parlamente auf Bundes- und 

vor allem Landesebene ad acta gelegt werden. An dieser Stelle gilt es nur festzuhalten, daß 

aus dieser Entwicklung resultierende Demokratiedefizite und damit verbundene 

Gefährdungen für die Akzeptanz der demokratischen Ordnung der Bundesrepublik mit den 

vorliegenden Daten empirisch nicht fundiert werden können. Damit verlieren Schnapp und 

Welzel aber auch einen zentralen Stützpfeiler, der ihre Warnung vor einem Bedeutungsverlust 

des Prinzips der Volkssouveränität trägt. 

Eine solche Tendenz wäre langfristig in der Tat eine problematische Entwicklung für die 

Legitimität des politischen Systems im vereinten Deutschland. Gefährdungen dieser Art mag 

ich auf vorliegender Datenbasis aber auch dann nicht zu erkennen, wenn innerhalb der 

Struktur der Machtreputation Akteure aus dem politischen und ökonomischen Bereich 

zueinander ins Verhältnis gesetzt werden. Schnapp und Welzel behaupten quasi eine 

drohende Entmachtung der Politik zu Gunsten wirtschaftlicher Akteure. Es ist zwar richtig, 

daß Großunternehmen, Arbeitgeberverbände und Banken in der Wahrnehmung der 

Führungskräfte von 1995 bedeutend mehr politischen Einfluß haben als noch 1972. Aber 

heißt das auch, daß diese Akteure den Aktionsradius der politischen Parteien und 

Verfassungsorgane bedrohen? 

Für Eliten westdeutscher Herkunft, die zugleich die Mehrheit der gesamtdeutschen 

Führungsschicht stellen, steht das offenbar außer Frage: Arbeitgeberverbände, 

Großunternehmen und Banken werden nicht nur mit grundsätzlich weniger Machtreputation 

ausgestattet als die Parteien und Verfassungsorgane. Sie stehen bei der durchschnittlichen 

Einflußperzeption der westdeutschen Positionsinhaber auch in einem moderaten Verhältnis 

zur Einflußwahrnehmung des Souveräns, wenn man dafür die Gruppe der Wähler als 

Indikator gelten lassen will. Entsprechend finden sich auch dann kaum Belege für Schnapps 

und Welzeis Behauptung, wenn die Mitglieder der Führungsschicht von 1995 in ihrer 

Gesamtheit betrachtet werden. 

Allerdings lohnt es an dieser Stelle, die von mir vorgeschlagene Differenzierung der 

Elitemitglieder nach ihrer Herkunft aus den alten oder neuen Bundesländern vorzunehmen. 
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Denn wie sich zeigt, unterscheiden sich ostdeutsche Eliten in ihren durchschnittlichen 

Einschätzungen der politischen Einflußstärke ökonomischer Akteure deutüch von 

westdeutschen Führungskräften, indem sie diesen Akteuren auffällig mehr politischen Einfluß 

zusprechen. Banken verfügen im Wahrnehmungsdurchschnitt ostdeutscher Eliten über eine 

genauso hohe Machtreputation wie der Bundestag, die Bundesbank wird als ebenso mächtig 

angesehen wie Bundesverfassungsgericht und Bundesrat, Großunternehmen werden so 

einflußreich eingeschätzt wie die politischen Parteien. Darüber hinaus zeigt ein Blick auf die 

letzte Spalte von Tabelle 1, daß sich dieses Perzeptionsmuster auch dann für den Durchschnitt 

ostdeutscher Eliten beobachten läßt, wenn PDS-Mitglieder unberücksichtigt bleiben. Es 

handelt sich damit offenbar nicht um PDS-spezifische und auch nicht notwendigerweise 

ideologisch motivierte Wahrnehmungen. Möglicherweise könnte sich hinter diesen Ost-West-

Differenzen die Tatsache verbergen, daß ostdeutsche Führungskräfte, die in der „Potsdamer 

Elitestudie" zu knapp 60 Prozent im Politikbereich vertreten waren (vgl. Machatzke 1997), 

zum Zeitpunkt der Befragung noch nicht als Experten gelten können. Ihre Urteile wären 

demnach auch nicht als „valides Insiderwissen" (Schnapp/Welzel 2000: 328) zu 

interpretieren. Hintergrund ihrer Einschätzungen könnten statt dessen diffuse 

Ohnmachtsgefuhle sein. Denn das Einfluß- und Handlungspotential ostdeutscher Eliten im 

Prozeß der deutschen Vereinigung war in dem Maße begrenzt, in dem der Institutionen- und 

Akteurstransfer von West- nach Ostdeutschland sowie ein radikaler Umbau der ostdeutschen 

Wirtschaftsstruktur zu wesentlichen Kennzeichen der gewählten Transformationsstrategie 

wurden. 

Ohne an dieser Stelle über eine plausible Interpretation entscheiden zu können, sehe ich auf 

vorliegender Datenbasis jedenfalls keine Belege für eine Entwicklung, an deren Ende die 

Politik Macht an die Wirtschaft „verloren" hat. Wenn es nach den vorliegenden Daten einen 

„Verlierer" in der bundesdeutschen Struktur der Machtreputation gibt, dann sind es die 

Gewerkschaften. Sie vermitteln in der Durchschnittswahrnehmung der befragten 

Führungskräfte im Jahr 1995 etwas seltener als noch 1972 den Eindruck, auf die Politik im 

vereinten Deutschland starken Einfluß nehmen zu können. Vor allem aber mußten sie knapp 

25 Jahre später ihre privilegierte Position in der Reputationshierarchie gegenüber den 

Akteuren aus der Wirtschaft und damit gegenüber ihren unmittelbaren Konkurrenten im 

Interessenkonflikt abgeben. Ob diese Entwicklung vielleicht auch Resultat eines 

parteipolitischen Richtungswechsels auf Bundesebene und der sich anschließenden langen 

Phase einer liberal-konservativen Regierungsmehrheit ist, muß leider offen bleiben. 
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Bislang taugen die präsentierten Befunde alles in allem kaum für die Beschwörung von 

Legitimitätsdefiziten. Zumindest nicht, wenn sie bei Schnapp und Welzel (S. 341, 343) mit 

Machtverschiebungen weg von zentralen Trägern parlamentarischer Repräsentation begründet 

werden, die statt zum Souverän „zu geschlossenen Gremien außerhalb des parlamentarischen 

Repräsentationszusammenhangs" fuhren. Deshalb halte ich die Schlußfolgerung der Autoren 

(S. 343), wonach das „Prinzip der Volkssouveränität [...] in der institutionellen Machtstruktur 

an Gewicht verloren [hat]" (Hervorhebung i. Orig.), für empirisch nicht belegt. Daran kann 

auch die Tatsache nichts ändern, daß Bürgerinitiativen und neue soziale Bewegungen von den 

Führungskräften 1995 im unteren Bereich der Machtreputation angesiedelt werden. Denn 

erstens standen diese Akteure 1972 noch nicht zur Bewertung, weil sie vor 25 Jahren auch 

noch nicht zu den selbstverständlichen Bestandteilen politischer Partizipation gezählt werden 

konnten. Für eine prozeßorientierte Argumentationen, die sich auf beobachtbare 

Veränderungen zwischen zwei Zeitpunkten stützt, können diese Akteure demnach nicht 

berücksichtigt werden. 

Zweitens dürfte es wiederum vom demokratietheoretischen Standpunkt abhängen, welcher 

Stellenwert bürgerzentrierten politischen Einflußmöglichkeiten in der institutionellen 

Machtstruktur einer konkreten Demokratie eingeräumt werden soll. Die 

demokratietheoretischen Probleme, wie sie in der empirischen Partizipationsforschung vor 

dem Hintergrund ungleicher Partizipationschancen im Zusammenhang mit dem normativen 

Prinzip politischer Gleichheit diskutiert werden, sollen und müssen an dieser Stelle nicht 

dargelegt werden (vgl. z.B. Verba/Nie/Kim 1978; Kaase 1981, 1998; Verba u.a. 1993; 

Lijphart 1997). Schnapp und Welzel scheinen jedenfalls einem partizipativen 

Demokratieideal verpflichtet, das eine umfassende politische Beteiligung der Bürgerinnen 

und Bürger als demokratischen Wert betrachtet. Das ist zweifellos legitim, in der Arena 

konkurrierender Demokratietheorien aber nicht ausreichend, um potentielle 

Legitimitätsdefizite zu begründen. Konsequenterweise untersuchen die Autoren, inwiefern die 

perzipierte Machtstruktur mit den Idealvorstellungen der befragten Elitemitglieder 1995 

übereinstimmt. Als Vergleich ziehen sie zusätzlich eine im gleichen Jahr erhobene 

repräsentative Bevölkerungsumfrage heran, die im nächsten Kapitel von Interesse ist. Denn 

erneut schlußfolgern Schnapp und Welzel auf der Basis ihrer Befunde Legitimitätsdefizite für 

die institutionelle Machtstruktur der Bundesrepublik. Allerdings kann gezeigt werden, daß 

auch dieses Ergebnis anfechtbar ist. 
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IV. Was will die Bevölkerung? 

Im Mittelpunkt der folgenden Argumentation stehen die Angaben der 1995 repräsentativ 

befragten Bevölkerung in den alten und neuen Bundesländern, ob der von ihnen 

wahrgenommene politische Einfluß bestimmter Akteure zu groß oder zu gering ist. In diesem 

Fall werden wegen des fehlenden Zeitvergleichs zu 1972 alle 25 Akteure betrachtet. Als 

Ausgangspunkt kann dabei die Beobachtung dienen, daß Wirtschaftsakteure in der 

Durchschnittswahrnehmung der Bevölkerung eine besonders große Machtreputation besitzen 

(vgl. Tabelle 2). Insofern ähneln diese Befunde den Ansichten ostdeutscher Eliten. Allerdings 

wird ebenso deutlich, daß die Bevölkerung in den neuen Bundesländern noch häufiger dieser 

Meinung ist, indem insbesondere Akteure mit Finanzkraft, aber auch Großunternehmen und 

Arbeitgeberverbände mit einem zum Teil sogar größeren politischen Einflußpotential 

ausgestattet werden als die Verfassungsorgane und die politischen Parteien. 

Ohne weiterführende Analysen können die erneut auftretenden regionalen Differenzen nicht 

erklärt werden, wenngleich es an plausiblen Spekulationen nicht fehlen dürfte. So ist denkbar, 

daß die Antworten ostdeutscher Befragter bis zu einem bestimmten Maße Erfahrungen mit 

einem Vereinigungsprozeß reflektieren, der für einen Großteil der Bevölkerung östlich der 

Elbe mit dem Verlust des Arbeitsplatzes und ökonomischen Härten verbunden war, der 

negativen Urteilen über die Treuhandpolitik bei der Privatisierung ehemaliger DDR-Betriebe 

Vorschub leistete und vielleicht auch die Perzeption stimulierte, daß Wirtschaftsakteure im 

politischen System der Bundesrepublik über einen besonders großen politischen Einfluß 

verfügen. Aber tatsächlich wissen wir nichts über die Motivstruktur der zu beobachtenden 

Antwortmuster. Man kann deshalb nicht häufig genug betonen, daß die vorliegenden Daten 

Wahrnehmungen widerspiegeln, die mit der Realität in der politischen Praxis nicht 

übereinstimmen müssen und entsprechend zurückhaltend interpretiert werden sollten. 

Diese Empfehlung wird um so dringlicher, wenn Schnapp und Welzel das Erhebungsdesign 

der Befragung zu großzügig nutzen, um ihre Befunde zu belegen. Es wurde nämlich nur 

danach gefragt, ob die standardisiert vorgegebenen Akteure nach Meinung der Interviewten 

über zu viel oder zu wenig politischen Einfluß verfügen. Mit anderen Worten, es fehlte eine 

Kategorie im Fragebogen, die es erlaubt hätte, eindeutig sein Einverständnis mit dem 

wahrgenommenen Einflußgewicht der jeweiligen Akteure zu bekunden. Das mag zweifellos 

ein gravierender Nachteil sein, wenn es darum geht, die vorliegenden Ergebnisse zu 

interpretieren. Allerdings darf das nicht heißen, im Nachhinein eine Kategorie einzuführen, 
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die es während der Befragung nicht gegeben hat. Schnapp und Welzel gehen davon aus, daß 

ein Befragter den politischen Einfluß eines politischen Akteurs als „richtig" einschätzt, wenn 

er ihm weder mehr noch weniger Gewicht geben will (S. 340). Doch auch wenn diese 

Interpretation einiges an Plausibilität aufweisen kann, ist sie nicht zwangsläufig. Denn genau 

genommen wird in diesem Falle „keine Angabe" gemacht, wofür es neben Zufriedenheit, 

Indifferenz und Unwissenheit eine Reihe von Gründen geben kann. 

Davon einmal abgesehen, lassen sich dennoch einige interessante Befunde berichten, obwohl 

sie nur bedingt geeignet sind, die von Schnapp und Welzel behaupteten Legitimitätsdefizite 

zu belegen. Am auffälligsten ist immerhin die Unzufriedenheit der Bevölkerung beider 

Landesteile mit dem wahrgenommenen politischen Einflußgewicht von Banken, 

Großunternehmen und Arbeitgeberverbänden. Ungefähr jeder Zweite in den neuen 

Bundesländern und etwa jeder Dritte in Westdeutschland ist der Auffassung, daß Banken und 

Großunternehmen zu viel politischen Einfluß besitzen. Angesichts der Tatsache, daß 

Wirtschaftsakteure in Wahrnehmung der Bevölkerung beider Landesteile über eine 

vergleichsweise hohe Machtreputation verfügen, sprechen diese Befunde für ein mangelndes 

Einverständnis mit dieser Situation, vor allem in den östlichen Bundesländern. Ob dieser 

Befund jedoch als Legitimitätsdefizit zu interpretieren ist, ließe sich allein über 

Zeitreihenanalysen, wenigstens mit je einer Erhebung zu zwei unterschiedlichen Zeitpunkten 

validieren. Denn Perzeptionen unterliegen immer auch Kontexteffekten und individuellen 

Erfahrungen, die konjunkturellen Schwankungen und Veränderungen unterworfen sind. Ein 

entsprechendes Vergleichsdatum zu 1995 ist aufgrund fehlender Umfragedaten im Jahr 1972 

jedoch nicht verfügbar, so daß sich schon aus diesem Grund mehr Zurückhaltung in der 

Interpretation der Daten anbietet. 

Spiegelbildlich zur Bevölkerungswahrnehmung über das politische Einflußgewicht von 

Wirtschaftsakteuren wird ein mangelndes Machtpotential für die Wählerinnen und Wähler 

sowie für Bürgerinitiativen und neue soziale Bewegungen beklagt, wiederum mit besonderem 

Nachdruck in Ostdeutschland. Außerdem ist etwa ein Viertel der befragten Ostdeutschen der 

Ansicht, die politischen Parteien hätten zu viel Einfluß auf die Politik in der Bundesrepublik. 

Schnapp und Welzel schlußfolgern daraus, daß die Bevölkerung beider Landesteile das 

Prinzip der Volkssouveränität gestärkt sehen will (S. 345). 

Aber auch diese Interpretation läßt Raum für Fragen, weil Schnapp und Welzel offen lassen, 

was Volkssouveränität in modernen Demokratien ihrer Auffassung nach bedeutet. Stil und 
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Richtung ihrer Argumentation deuten daraufhin, daß sie unter Volkssouveränität mehr als die 

Legitimation politischer Repräsentationsorgane über regelmäßig stattfindende Wahlen 

verstehen wollen. Doch bleibt diese Annahme wegen fehlender verbaler Eindeutigkeit mehr 

oder weniger Vermutung. Geht man dennoch von einer zentralen Bedeutung 

parlamentarischer Legitimationsinstanzen aus, weil sie Volkssouveränität mit Hilfe des 

Repräsentationsprinzips in gemeinwohlorientierte Verteilungs- und Regelungsentscheidungen 

übersetzen (vgl. Schüttemeyer 1993, S. 47), zeigen die Daten jedenfalls ein ambivalentes 

Bild. Denn einerseits muß der Wunsch nach einer gestärkten Rolle des Staatsbürgers nicht zu 

Lasten der repräsentativen Demokratievariante gehen. Die Zahlen in Tabelle 2 belegen, daß 

nur kleine Minderheiten in Ost- und Westdeutschland den Institutionen des repräsentativ-

demokratischen Verantwortungs- und Legitimationszusammenhangs weniger politischen 

Einfluß zugestehen wollen. Andererseits wünscht immerhin ein Drittel der ostdeutschen 

Befragten einen größeren politischen Einfluß für den Bundespräsidenten. In der Struktur des 

parlamentarischen Regierungssystems, das im wesentlichen auf einem Dualismus von 

Regierung und der sie tragenden Parlamentsmehrheit einerseits und Opposition andererseits 

basiert (vgl. Steffani 1979), wäre die Umsetzung dieser Forderung mit weitreichenden 

Konsequenzen für den parlamentarisch-repräsentativen Legitimationszusammenhang 

verbunden. 

Obwohl sich meine Befunde zu den Bevölkerungsauffassungen über die Struktur der 

bundesdeutschen Machtreputation mit den Ergebnissen von Schnapp und Welzel mehr oder 

weniger decken, rät der Charakter des Datenmaterials zu größerer Zurückhaltung für 

Interpretationen und Schlußfolgerungen. Zum einen handelt es sich um eine 

Querschnittsbefragung, die im besten Falle Indizien für die eine oder andere Entwicklung 

aufdecken kann. Diesem Umstand sollte die Diktion der Verfasser entsprechend Rechnung 

tragen. Zum anderen scheint zwar die ostdeutsche Bevölkerung teilweise deutlich 

unzufriedener mit der Struktur der Machtreputation als ihre Landsleute in den alten 

Bundesländern. Das aber kann Ausdruck von Repräsentationslücken sein, die mit 

Legitimitätsdefiziten keinesfalls gleichzusetzen sind. Dieses Argument ist im übrigen auch für 

die westdeutsche Bevölkerung plausibel. Damit wird keinesfalls in Frage gestellt, daß sich 

lang andauernde Repräsentationsdefizite zu Legitimitätsproblemen verdichten können. Aber 

die unterschiedliche Relevanz beider Phänomene für die Stabilität einer demokratischen 

Ordnung liegt auf der Hand (vgl. auch Kaina 2001). Am Ende bleiben unauflösbare Zweifel, 

ob mit dem vorliegenden Meßinstrument überhaupt Legitimitätsdefizite oder nicht vielmehr 

Repräsentationslücken gemessen werden. Das Antwortmuster, vor allem in der Gruppe der 
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ostdeutschen Befragten, wo auch jeder Dritte größeren politischen Einfluß für die Polizei 

wünscht, reflektiert meiner Ansicht nach mit größerer Wahrscheinlichkeit 

Benachteiligungsgefühle in der Struktur der Interessenvertretung im vereinten Deutschland 

und diffuse Unsicherheiten statt Auffassungen über legitime oder illegitime Machtstrükturen. 

V. Fazit 

Abschließend stellt sich die Frage: Was bleibt von den Behauptungen, die Schnapp und 

Welzel empirisch zu belegen versuchen? Von „dramatischen" Verschiebungen in der 

institutionellen Machtstruktur der Bundesrepublik zu sprechen, scheint mir nicht nur 

übertrieben, sondern auch nicht gerechtfertigt. Obwohl sich die Struktur der Machtreputation 

in Wahrnehmung der befragten Eliten 1995 als polyzentrisch charakterisieren läßt, sind 

Gefahren für das Prinzip der Volkssouveränität auf vorliegender Datenbasis nicht erkennbar. 

Denn es kann weder die Rede davon sein, daß die Politik Macht an die Wirtschaft „verloren" 

hat. Noch läßt sich mit den verfugbaren Daten die von Schnapp und Welzel erkannte 

Entwicklung empirisch belegen, wonach zwischen 1972 und 1995 insbesondere die zentralen 

Institutionen des parlamentarischen Repräsentations- und Legitimationszusammenhangs 

politisches Einflußgewicht einbüßten. 

Darüber hinaus mahnen die Interpretationsschwierigkeiten im Datenmaterial der 

repräsentativen Bevölkerungsbefragung zu größerer Vorsicht. Dies gilt vor allem bei 

Unsicherheiten darüber, was überhaupt gemessen wird. Die Befunde der Reanalyse gestatten 

meiner Meinung nach Zweifel, ob sich in den Antworten der Befragten tatsächlich 

Legitimitätsdefizite oder nicht vielmehr Repräsentationslücken und die Verarbeitung mentaler 

Transformationsfolgen nach einem Regimewechsel manifestieren. 

Dessen ungeachtet deuten die Bevölkerungsauffassungen dennoch auf eine gewisse 

Unzufriedenheit mit der Wahrnehmung privilegierter politischer Einflußmöglichkeiten von 

Wirtschaftsakteuren und unzureichender Einflußoptionen für die Bürgerinnen und Bürger hin. 

Doch läßt sich daraus tatsächlich schließen, daß die politischen Strukturen der 

Bundesrepublik einem gestiegenen Reformbedarf ausgesetzt sind, weil sie in wachsender 

Diskrepanz zur politischen Kultur der vereinten Deutschen stehen? Schnapp und Welzel 

sehen die Notwendigkeit institutioneller Strukturreformen, weil sie mit ihren Daten politisch-

kulturelle Veränderungen zu belegen glauben, die sich nicht mehr in Kongruenz mit dem 
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politischen Institutionensystem der Bundesrepublik befinden (S. 329). Doch auch diese 

Schlußfolgerung weckt aus drei Gründen Skepsis. 

Erstens können politisch-kulturelle Wandlungsprozesse nicht mit einer Querschnittserhebung 

zu einem einzigen Zeitpunkt fundiert werden. Für Analysen auf Bevölkerungsebene stehen 

den Autoren jedoch nur Daten aus dem Jahr 1995 zur Verfügung. Zweitens deuten die 

Ergebnisse in der Bevölkerungsstichprobe darauf hin, daß der repräsentativ-demokratische 

Charakter des politischen Institutionensystems der Bundesrepublik bei einer Mehrheit der 

Bevölkerung nicht zur Debatte steht. Drittens muß noch einmal darauf hingewiesen werden, 

daß die auf Bevölkerungsebene erhobenen Perzeptionen Repräsentationslücken widerspiegeln 

könnten. Als Ursachen für Repräsentationsprobleme kommen aber nicht allein politisch-

kulturelle Veränderungen in Frage, weil zum Beispiel der von Inglehart (1977, 1997, 2000) 

festgestellte Bedeutungszuwachs für Werte politischer Selbstbestimmung repräsentative 

politische Entscheidungsverfahren unter Öffhungsdruck setzt. Auch die Wahrnehmung von 

Leistungsdefiziten gesellschaftlicher und politischer Eliten und die Unzufriedenheit mit der 

politischen Problemlösungsfähigkeit der Verantwortungsträger kann 

Repräsentationsblockaden begründen und Forderungen nach unmittelbarer Bürgerbeteiligung 

nach sich ziehen (vgl. Kaina 2001). Die vorliegenden Daten deuten dann weniger auf ein 

wachsendes Spannungsverhältnis zwischen politischer Kultur und politischer Struktur hin, als 

auf Funktions- bzw. Effektivitätsdefizite der implementierten politischen Strukturen. 

Über die Motive, die den Antworten innerhalb der Bevölkerung zu Grunde liegen, kann hier 

jedenfalls nicht entschieden werden. Dafür wären neben einem Zeitvergleich auch 

komplexere Analyseverfahren notwendig, die den Bereich der Deskription verlassen und die 

individuellen Prädispositionen der Befragten untersuchen. Unabhängig davon weisen die 

Ergebnisse meiner Reanalyse darauf hin, daß sich die Argumentation von Schnapp und 

Welzel in ihren zentralen Aspekten keinesfalls auf empirisch sicherem Terrain bewegt. Dafür 

ziehen die Autoren allerdings recht weitreichende Schlußfolgerungen, die mir von einem 

bestimmten Demokratieverständnis inspiriert zu sein scheinen und die vorliegenden Daten 

teilweise überinterpretieren. Die Sympathie der Autoren für Forderungen nach größeren 

politischen Einflußmöglichkeiten der Bürgerinnen und Bürger im vereinten Deutschland sei 

ihnen aber ausdrücklich nicht vorgeworfen. Denn das Postulat einer wertfreien Forschung 

scheint ohnehin nicht mehr als ein Mythos, solange sich die Interpretationen empirischer 

Ergebnisse auch von normativen Vorstellungen der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 

oder vom common sense einer scientific Community leiten lassen. Um so selbstverständlicher 
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ist es aber, Begriffe und Kriterien in jedem Fall offenzulegen, die eigene 

Operationalisierungsbasis für Dritte nachvollziehbar darzustellen und die empirischen 

Ergebnisse einem differenzierten Urteil zu unterziehen. Diesen Ansprüchen sind Schnapp und 

Welzel meiner Meinung nach nicht in jedem Falle gerecht geworden, so daß auch ihre 

Schlußfolgerungen in wesentlichen Punkten revidiert, zumindest relativiert werden müssen. 
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Tabelle 2: Einfiußperzeption und gewünschte Einflußstärke in ost- und westdeutscher 
Bevölkerung 1995 (Mittelwerte und Zeilenprozente) 

West Ost 
M Weniger Mehr k.A. M Weniger Mehr k.A. 

Bundesregierung 6,0 12,0 3,7 84,3 5,9 16,0 8,1 75,9 
Bundestag 5,5 6,5 5,8 87,7 5,6 10,6 11,8 77,6 
Parteien 5,0 15,7 3,7 80,6 4,9 25,6 7,2 67,2 

Gewerkschaften 4,5 15,6 10,8 73,6 4,0 4,9 33,6 61,5 
Verwaltung 4,2 16,3 2,7 81,0 4,3 24,5 4,5 71,0 
Medien 5,0 31,4 2,6 66,0 4,8 30,5 5,2 64,3 
Bundesrat 5,5 7,2 5,3 87,5 5,5 7,5 13,5 79,0 

Arbeitgeberverbände 4,9 22,6 3,5 73,9 5,1 33,8 4,4 61,8 

Bundesbank 5,1 15,2 2,4 82,4 5,6 29,3 2,7 68,0 
Bundesverfassungsgericht 5,4 11,3 5,7 83,0 5,5 10,2 11,4 78,4 

Großunternehmen 5,2 36,6 1,0 62,4 5,9 51,3 0,8 47,9 

Landwirtschaftsverbände 3,7 7,7 7,2 85,1 3,7 5,6 14,3 80,1 

Banken 5,3 36,4 1,0 62,6 5,9 53,7 0,9 45,4 
Wähler 3,9 0,9 46,7 52,4 3,4 0,5 60,0 39,5 

Kirchen 3,5 16,4 8,0 75,6 3,4 20,1 9,7 70,2 

Wissenschaft 3,5 2,0 18,8 79,2 3,6 0,8 30,3 68,9 

Bundespräsident 4,0 3,3 15,6 81,1 4,3 3,7 34,6 61,7 

Bundeswehr 3,4 5,5 5,9 88,6 4,0 11,3 7,9 80,8 

Länderparlamente 4,6 2,7 10,0 87,3 4,5 3,8 24,4 71,8 

Interessengruppen 3,8 I M 18,0 70,6 3,4 8,4 22,4 69,2 

Justiz 4,3 5,5 7,3 87,2 4,5 8,2 19,0 72,8 

Polizei 3,7 3,3 15,8 80,9 3,8 3,6 33,2 63,2 

Bürgerinitiativen/NSB 3,4 2,2 31,8 66,0 3,1 1,8 44,6 53,6 

Meinungsforschung 3,2 3,1 9,2 87,7 3,1 2,1 19,4 78,5 

EU-Institutionen 3,6 10,0 7,5 82,5 3,4 9,1 11,6 79,3 
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